
Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung 


§ 1. (1) Diese Verordnung regelt die Beiträge von Schülern, die 

1. in	 vom Bund erhaltenen Schülerheimen (ausgenommen in 

Schülerheimen, die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler an 
land- und forstwirtschaftlichen Schulen bestimmt sind) und 

2. in	 vom Bund erhaltenen ganztägig geführten öffentlichen 
allgemeinbildenden Pflichtschulen (einschließlich der Übungsschulen 
an öffentlichen Pädagogischen Akademien) und allgemeinbildenden 
höheren Schulen (Unterstufe) zum Betreuungsteil 

angemeldet sind. 
(2) Zu den Schülerheimen im Sinne des Abs. 1 Z 1 zählen insbesondere 

Bundeskonvikte, Schülerheime im Rahmen von Höheren Internatsschulen des 
Bundes, Tagesschulheime und offene Studiersäle (letztere jedoch nur, wenn die 
Betreuung der Schüler durch Bundeslehrer oder Bundeserzieher erfolgt). 

§ 5. (1) Der Betreuungsbeitrag gemäß § 2 Z 1 beträgt: 
1. im Bundesinstitut	 für Gehörlosenbildung in Wien XIII monatlich 

160 €, sofern der zu betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne 
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner 
jeweils geltenden Fassung ist, 

2. im	 Bundes-Blindenerziehungsinstitut in Wien II monatlich 160 €, 
sofern der zu betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner 
jeweils geltenden Fassung ist, 

3. in der Höheren technischen Bundeslehranstalt, Bundeshandelsakademie 
und Bundeshandelsschule in Wien III monatlich 160 €, sofern der zu 
betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner 
jeweils geltenden Fassung ist, und 

4. im Übrigen monatlich 80 €. 
(2) Im Falle eines Antrages auf Ermäßigung des Betreuungsbeitrages ist 

der in Abs. 1 Z 1 bis 4 genannte Betreuungsbeitrag gemäß § 6 wie folgt 
festzusetzen: 

Vorgeschlagene Fassung 

§ 1. (1) Diese Verordnung regelt die Beiträge von Schülern, die 

1. … 
2. in	 vom Bund erhaltenen ganztägig geführten öffentlichen 

allgemeinbildenden Pflichtschulen (einschließlich der in öffentliche 
Pädagogische Hochschulen eingegliederten Praxisschulen gemäß § 33a 
Abs. 1 des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962) und 
allgemeinbildenden höheren Schulen (Unterstufe) zum Betreuungsteil 

angemeldet sind. 

(2) Zu den Schülerheimen im Sinne des Abs. 1 Z 1 zählen insbesondere 
Bundeskonvikte, Tagesschulheime und offene Studiersäle (letztere jedoch nur, 
wenn die Betreuung der Schüler durch Bundeslehrer oder Bundeserzieher 
erfolgt). 

§ 5. (1) Der Betreuungsbeitrag gemäß § 2 Z 1 beträgt: 
1. im Bundesinstitut	 für Gehörlosenbildung in Wien XIII monatlich 

176 €, sofern der zu betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne 
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner 
jeweils geltenden Fassung ist, 

2. im	 Bundes-Blindenerziehungsinstitut in Wien II monatlich 176 €, 
sofern der zu betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner 
jeweils geltenden Fassung ist, 

3. in der Höheren technischen Bundeslehranstalt, Bundeshandelsakademie 
und Bundeshandelsschule in Wien III monatlich 176 €, sofern der zu 
betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner 
jeweils geltenden Fassung ist, und 

4. im Übrigen monatlich 88 €. 
(2) Im Falle eines Antrages auf Ermäßigung des Betreuungsbeitrages ist 

der in Abs. 1 Z 1 bis 4 genannte Betreuungsbeitrag gemäß § 6 wie folgt 
festzusetzen: 



Geltende Fassung 
bei einem jährlichen Einkommen Betreuungsbeitrag monatlich gemäß Ermäßigung in § 6 Abs. 2 
 %€ 


bis 10 202,99 
 100 

von 10 203 bis 11 478,99 
 90 

von 11 479 bis 12 626,99 
 80 

von 12 627 bis 13 646,99 
 70 

von 13 647 bis 14 539,99 
 60 

von 14 540 bis 15 346,99 
 50 

von 15 347 bis 16 069,99 
 40 

von 16 070 bis 16 707,99 
 30 

von 16 708 bis 17 260,99 
 20 


von 17 261 bis 17 728 
 10 

§ 6. (1) … 
(2) Über den Antrag auf Ermäßigung des Betreuungsbeitrages hat die 

Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. Bei der Festlegung des ermäßigten 
Betreuungsbeitrages gemäß § 5 Abs. 2 gilt als jährliches Einkommen der gemäß 
§ 12 Abs. 9 und 10 unter Bedachtnahme auf § 3 Abs. 2 bis 6 des 
Schülerbeihilfengesetzes 1983, BGBl.Nr. 455, in seiner jeweils geltenden 
Fassung, als Bemessungsgrundlage festzusetzende Betrag. Sofern die Eltern 
nicht in Wohngemeinschaft leben und ein Elternteil auf Grund eines 
Exekutionstitels gegenüber dem Schüler zur Unterhaltsleistung verpflichtet ist, 
bleibt das Einkommen dieses Elternteiles außer Betracht und erhöht sich die 
Bemessungsgrundlage um 25vH des 1 454 € übersteigenden Betrages der 
jährlichen Unterhaltsleistung. 

§ 7a. (1) Der Betreuungs- und Nächtigungsbeitrag gemäß § 2 Z 2 beträgt: 
1. im Bundesinstitut	 für Gehörlosenbildung in Wien XIII monatlich 

882 €, sofern der zu betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne 
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner 
jeweils geltenden Fassung ist, 

2. im Bundes-Blindenerziehungsinstitut in	 Wien II monatlich 1 080 €, 
sofern der zu betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner 
jeweils geltenden Fassung ist, 

Vorgeschlagene Fassung 
bei einem jährlichen Einkommen Betreuungsbeitrag monatlich 

gemäß Ermäßigung in 

§ 6 Abs. 2 
 % 

€ 
bis 11 222,99 100 


von 11 223 bis 12 626,99 
 90 

von 12 627 bis 13 889,99 
 80 

von 13 890 bis 15 011,99 
 70 

von 15 012 bis 15 993,99 
 60 

von 15 994 bis 16 881,99 
 50 

von 16 882 bis 17 676,99 
 40 

von 17 677 bis 18 378,99 
 30 

von 18 379 bis 18 986,99 
 20 


von 18 987 bis 19 500 
 10 

§ 6. (1) … 
(2) Über den Antrag auf Ermäßigung des Betreuungsbeitrages hat die 

Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden. Bei der Festlegung des ermäßigten 
Betreuungsbeitrages gemäß § 5 Abs. 2 gilt als jährliches Einkommen der gemäß 
§ 12 Abs. 9 und 10 unter Bedachtnahme auf § 3 Abs. 2 bis 6 des 
Schülerbeihilfengesetzes 1983, BGBl. Nr. 455, in seiner jeweils geltenden 
Fassung, als Bemessungsgrundlage festzusetzende Betrag. Sofern die Eltern 
nicht in Wohngemeinschaft leben und ein Elternteil auf Grund eines 
Exekutionstitels gegenüber dem Schüler zur Unterhaltsleistung verpflichtet ist, 
bleibt das Einkommen dieses Elternteiles außer Betracht und erhöht sich die 
Bemessungsgrundlage um 25vH des 1 599 € übersteigenden Betrages der 
jährlichen Unterhaltsleistung. 

§ 7a. (1) Der Betreuungs- und Nächtigungsbeitrag gemäß § 2 Z 2 beträgt: 
1. im Bundesinstitut	 für Gehörlosenbildung in Wien XIII monatlich 

970 €, sofern der zu betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne 
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner 
jeweils geltenden Fassung ist, 

2. im Bundes-Blindenerziehungsinstitut in	 Wien II monatlich 1 188 €, 

sofern der zu betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne des 

Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner 

jeweils geltenden Fassung ist, 
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Geltende Fassung 	 Vorgeschlagene Fassung 
3. in der Höheren technischen Bundeslehranstalt, Bundeshandelsakademie 	 3. in der Höheren technischen Bundeslehranstalt, Bundeshandelsakademie 

und Bundeshandelsschule in Wien III monatlich 455 €, sofern der zu und Bundeshandelsschule in Wien III monatlich 501 €, sofern der zu 
betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne des betreuende Schüler erheblich behindert im Sinne des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, in seiner 
jeweils geltenden Fassung ist, und jeweils geltenden Fassung ist, und 

4. im Übrigen monatlich 184 €. 4. im Übrigen monatlich 202 €. 
§ 9. (1) … (3) § 9. (1) … (3) 

(4) Die nachstehend genannten Bestimmungen dieser Verordnung in der 
Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. xxx/2007 treten wie folgt in Kraft: 

1. § 1	 Abs. 1 Z 2 hinsichtlich der Beiträge an den genannten 
Einrichtungen mit Ausnahme der in öffentliche Pädagogische 
Hochschulen eingegliederten Praxisschulen, § 1 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Z 1, 
2, 3 und 4, § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 2 sowie § 7a Abs. 1 Z 1, 2, 3 und 4 
treten mit 1. September 2007 in Kraft, 

2. § 1 Abs.	 1 Z 2 hinsichtlich der Beiträge an den in öffentliche 
Pädagogische Hochschulen eingegliederten Praxisschulen tritt mit 
1. Oktober 2007 in Kraft. 


